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SchiedsamtsZeitung

Organ des Bundes Deutscher Schiedsmanner und Schiedsfrauen e.V. — BDS —

Editorial
Liebe Leserin, lieber Leser,

in jeder Ausgabe der Schiedsamts-
Zeitung finden Sie die Angebote des
Schiedsamtsseminars fur die kommen-
den drei Monate.

Immer wieder erhalt die Bundesge-
schaftsstelle (GSt) in Bochum dazu di-
verse Anfragen, so u.a. warum man sich
denn nicht selbst dazu anmelden kann,
sondern immer den Weg (ber die Kom-
mune nehmen muss. Das sei doch sehr
umstandlich. Dies liegt aber schlicht
daran, dass die Gemeinden im Rahmen
ihrer gesetzlich geregelten Sachkos-
tentragungspflicht die Teilnahme der
Schiedsperson zuvor genehmigen muss,
und zwar durch eine von der Kommune
unterschriebene Seminaranmeldung. So-
bald diese der GSt vorliegt, erfolgt die
Einladung dann direkt an die Schieds-
person.

Wirde man diese Reihenfolge andern,
ergabe sich durch mehrere dann erfor-
derliche Arbeitsschritte ein erheblicher
Verwaltungsmehraufwand, den der BDS
als gemeinnutziger Verein weder perso-
nell noch finanziell leisten konnte. Letzt-
lich wiirde bei einer direkten Anmeldung
somit weder Zeit gespart, noch der Ab-
lauf vereinfacht.

Mit besten GriiSen
Monika Gantefohr
Bundesvorsitzende
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Aufsatze

Der Kauf im Internet und Versand der Ware

von Albert G. Paulisch, Amtsgerichtsdirektor a.D. und Schiedsmann

Auch nach der Pandemie wird noch gerne
und viel im Internet gekauft. Solche Ware
muss per Paket verschickt werden und dabei
ergeben sich immer wieder Probleme, wobei
die Frage, zu wessen Lasten diese gehen,
sich danach unterscheiden, ob es sich um
eine Kaufvertrag zwischen zwei Privaten oder
zwei Unternehmern oder aber um einen Ver-
kauf von einem Unternehmer an einen Priva-
ten, also um einen sog. Verbrauchsguterkauf
handelt.

Grundsatzlich gleich ist zundchst bei
beiden Alternativen, dass in beiden Fal-
len grundsatzlich die gesetzliche Sach-
mangelhaftung (frither Gewabhrleistung
genannt) beziiglich Mangeln gilt, es
sei denn, dass in dem abgeschlosse-
nen Kaufvertrag ausdriicklich () wirk-
sam vereinbart worden ist, dass keine
Sachmangelhaftung iibernommen wer-
den soll.

Das heifst, dass ohne einen solchen aus-
dricklichen Ausschluss der Sachmangelhaf-
tung auch ein Privater, der z.B. bei Ebay et-
was verkauft, dem Kaufer gegenlber haftet
selbst fur solche Mangel, die dem Verkaufer
unbekannt sind. Wahrend der Ausschluss der
Sachmangelhaftung bei einem Verkauf von
Privat an Privat moglich ist, ware ein solcher
Ausschluss beim sog. Verbrauchsguterkauf,
also einem Verkauf von einem Unternehmer
an einen Privaten (Verbraucher) unwirksam,
weil gem. § 476 BGB verboten.

Auch bezliglich der Risiken des Versandes

gibt es gravierende Unterschiede, denn
vielleicht Uberraschenderweise liegen diese
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auller beim Verbrauchsguterkauf immer

beim Kaufer.

Grundsatzlich Gbernimmt der Verkaufer beim
Versendungskauf neben der Pflicht, dem
Kaufer Eigentum und Besitz an dem Kauf-
gegenstand zu verschaffen auch die Neben-
pflicht, den Kaufgegenstand an den Kaufer
zu versenden. Mit der Ubergabe des versand-
sicher verpackten Kaufgegenstandes an den
Paketdienstleister (was der Verkaufer ggf. zu
beweisen hat) hat der Verkaufer all das ge-
tan, zu was er sich durch den Versandkauf-
vertrag verpflichtet hat. Gem. § 447 Abs. 1
BGB geht mit der Ubergabe an den Versand-
dienstleister die Gefahr der Beschadigung
oder des Untergangs der Sache auf den
Kaufer Uber. Wird die Sache unterwegs also
beschadigt oder geht sie verloren (d.h. wird
z.B. die Ware oder das Paket geklaut), ist das
das Problem des Kaufers. Er muss sich ge-
gebenenfalls mit dem Paketdienstleister aus-
einandersetzen, wobei ihm — da er mit dem
Paketdienstleister ja keinen Versandvertrag
abgeschlossen hat — die juristische Konstruk-
tion der Drittschadensliquidation Uber diese
Klippe hilft. Wenn also ein Privat-Verkaufer
zum Beispiel auf der Plattform eBay etwas
verkauft und nachweisen kann, dass er die
Ware sicher verpackt einem der Paketunter-
nehmen Ubergeben hat, dann darf er auch
flr den Fall den Kaufpreis behalten, dass das
Paket unterwegs beschadigt, verloren ge-
gangen oder der Inhalt aus dem Paket ge-
klaut worden ist (so zu Recht LG Berlin, Urt.
v. 01.10.2003 - 18 O 117/03). Etwas anderes
gilt nur dann, wenn der Verkaufer von einer
ausdrucklichen Anweisung des Kaufers Uber
die Art der Versendung abgewichen ist und
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Paulisch - Der Kauf im Internet und Versand der Ware Aufsatze

deshalb ein Schaden eingetreten ist (§ 447
Abs. 2 BGB).

Anders verhalt es sich jedoch beim Ver-
brauchsguter-Versendungskauf, wenn also
ein Unternehmer eine Ware an einen Priva-
ten (einen Verbraucher) verkauft hat, die der
Unternehmer an den Verbraucher (bersen-
den soll. In diesem Fall gilt § 447 Abs. 1 BGB
nicht, sondern § 475 Abs. 2 BGB bestimmt,
dass die Gefahr des zufalligen Untergangs
und der zufalligen Verschlechterung der Sa-
che erst mit der Ubergabe der Sendung vom
Paketdienstleister an den Kaufer Ubergeht.
Das mochte ich an einem selbst erlebten
Beispiel verdeutlichen: ich habe bei einem
sehr grofRen Versandhandler ein paar Schu-
he bestellt und bezahlt. Als das Paket bei mir
eintraf, war es superleicht, denn unterwegs
hatte jemand das Paket aufgeschlitzt, die
Schuhe aus dem Schuhkarton geklaut, das
Paket mit Packband des Paketdienstleisters
neu verklebt und dann das Paket mit dem
nun leeren Schuhkarton weiter zu mir reisen
lassen. Da beim Verbrauchsguterkauf das Ri-
siko des Verlustes wahrend des Transportes
(anders als beim Privatverkauf) beim verkau-
fenden Unternehmer liegt, musste der Unter-
nehmen mir zwar kein neues Paar Schuhe
schicken (denn er hatte seinen Vertrag ja mit
dem Versand der Schuhe erfillt), er musste
mir allerdings den Kaufpreis zurlick erstatten,
weil das Transport-Verlustrisiko (und damit
das Risiko, sich mit dem Paketdienstleister
auseinanderzusetzen) bei ihm lag.

Ein nachstes Problem des Versendungs-
kaufs ergibt sich dann, wenn Pakete bei An-
lieferung nicht dem Empfanger (bergeben
werden (kénnen) und deshalb vom Paket-
dienstleister eigenmdichtig vor der Haustur,
auf der Terrasse, unter dem Carport o0.A.
abgelegt oder aber unerlaubt beim Nach-
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barn abgegeben werden. Wenn dem keine
Ablagegenehmigung des Kunden zugrunde
lag und die Sendung dann verschwunden
ist, bevor der Empfanger sie an sich nehmen
konnte, ist auch das ein Problem des Unter-
gangs wahrend des Versandes. Auch dieses
Risiko liegt beim Verbrauchsguterkauf beim
gewerblichen Verkaufer (wobei hier nicht be-
handelt werden soll, welche Anspriiche der
Versender in dem Fall gegen den eigenmach-
tigen Paketdienstleister hat) — und kann von
diesem gem. § 476 Abs. 1 BGB auch nicht
durch AGB oder Vertrag auf den Verbraucher
abgewalzt werden.

Wurde der Kaufvertrag als Fernabsatzver-
trag (§ 372c BGB) abgeschlossen, hat also
ein Privater »im Internet« bei einem Unter-
nehmer eine zuzusendende Ware gekauft,
so hat er das Recht, binnen 2 Wochen nach
Erhalt der Ware seine Kaufvertragserklarung
zu widerrufen und die Ware zurlickzusenden
(§§ 312¢, 312g, 355 BGB).

Ich hatte den Fall zu entscheiden, dass das
Paket mit der Ware am 04. eines Monats
dem Kaufer ausgeliefert werden sollte, er
allerdings ein paar Tage im Urlaub war. Da-
rauthin hat der Paketbote das Paket (ohne
dass dem eine »Paketanweisung Nachbar«
zugrunde lag oder sonst der Nachbar zur
Entgegennahme bevollmachtigt war) beim
annahmebereiten Nachbarn abgegeben. Der
Kunde hat das Paket erst eine Woche spater
am 11. d.M. vom Nachbarn ausgehandigt
erhalten. Als er die Ware am 21. d.M. zu-
rucksandte, weigerte sich der gewerbliche
Verkaufer den Kaufpreis zurlickzuzahlen, sei
doch der Widerruf nicht binnen 14 Tagen
nach Auslieferung (an den Nachbarn), son-
dern erst nach 17 Tagen erfolgt. Der Kunde
hingegen argumentierte, er habe die Ware
binnen 10 Tagen seit Erhalt vom Nachbarn
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und damit innerhalb der 2-Wochen-Frist, also
fristgerecht, zurlickgesandt.

Ich habe geurteilt, dass die Widerrufsfrist
nach dem Fernabsatzgesetz nicht bereits
mit der Aushandigung an den nicht emp-
fangsbevollmachtigten Nachbarn zu laufen
begonnen hat, sondern erst, als der Kaufer
die Sache tatsachlich (vom Nachbarn Uber-
geben) erhalten hatte (AG Winsen, Urt. v.
28.06.2012 — 22 C 1812/11 -, juris). Nach
dem Willen des Gesetzgebers habe der Kun-
de bei Fernabsatzvertragen das Recht, inner-
halb von 2 Wochen die Ware zu prifen und
dann zu entscheiden, ob er sie behalten oder
er sie binnen 2 Wochen seit Erhalt gegen vol-
le Kaufpreiserstattung an den Unternehmer
zuriicksenden wolle. Der Empfanger misse
die Ware also so erhalten haben, dass fir ihn
die Moglichkeit besteht, die Ware zu unter-
suchen und zu prifen, um zu entscheiden,
ob er von seinem Widerrufsrecht Gebrauch
machen wolle oder nicht. Solange sich das
Paket aber »unerlaubt« und aufgrund des
eigenmachtigen Entschlusses des Paket-
dienstes beim Nachbarn befindet, habe er
eine solche Méglichkeit aber nicht.

Obwohl diese Problematik sicher recht hau-
fig vorkommt, konnte ich selbst heute noch
in der juristischen Datenbank juris keine an-
dere Gerichtsentscheidung finden, die sich
mit dieser Problematik befasst hat oder gar
zu einem anderen Ergebnis gekommen ist.
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Ubrigens: Wenn das Paket auf den Riicksen-
deweg beschadigt oder verloren geht, geht
dieses wieder zu Lasten des verkaufenden
Unternehmers (§ 355 Abs. 3 Satz 4 BGB).

Als Zusammenfassung ist daher fest-
zuhalten, dass beim Versendungskauf
grundsatzlich der Kaufer (und nicht
der Verkaufer) das Risiko tragt, dass
die Sache auf dem Versandwege bis
zur Aushandigung an den Empfanger
beschadigt wird oder verloren geht.
Der Kaufer muss sich also mit dem
Paketdienst wegen seines Schadens
auseinandersetzen. Einzig beim sog.
Verbrauchsgiiterkauf, wenn also ein
Verbraucher etwas von einem Unter-
nehmer gekauft hat, liegt das Ver-
sandwegrisiko beim Unternehmer und
kann von diesem auch nicht auf den
Verbraucher abgewalzt werden. Die
von Paketdiensten gerne praktizierten
Verhaltensweisen, wie die eigenmach-
tige Ablage der Pakete oder zustim-
mungslose Abgabe beim Nachbarn,
gehen also nur bei einem Kaufver-
trag zwischen einem Unternehmer
und einem Verbraucher zu Lasten des
Unternehmers, in allen anderen Fallen
zunachst zu Lasten des Kaufers, der
sich dann mit dem Paketdienstleister
wegen dessen Eigenmadchtigkeit aus-
einandersetzen muss.
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Um die Ecke gedacht — Oder: Wie ich bekannten
Schlichtungsverfahren ein erfolgreiches

Werkzeug hinzufiige

von Klaus Bach, Friedensrichter in Sachsen

Gleich zu Beginn mochte ich den Begriff »Sys-
temisches Konsensieren« (SK®) klaren, damit
er uns im Weiteren nicht so sehr ablenkt.

Systemisch(es) bedeutet, ein System wie zum
Beispiel die Familie, ein Kollektiv oder die
Mannschaft, als Eins, als Ganzes, als etwas: >in
sich und durch sich selbst agierendes und flo-
rierendes< zu betrachten. Ein System im Sinne
des »Systemischen« ist zum Beispiel auch lhr
Auto oder Kérper mit all seinen Funktionen
und Vorgangen. Wenn etwas Ungewohnli-
ches oder vielleicht auch Zyklisches in ihm ge-
schieht, dann sprechen wir von einem syste-
mischen Ereignis, da es sich auf das gesamte
System bezieht und auswirkt.

Konsensieren ist ein Kunstbegriff, der sich an
das Wort Konsens (vs. Dissens) anlehnt. Kon-
sens (Lat. Consensus) bedeutet so viel wie
»zu- oder Ubereinstimmen«. In der Zusam-
menfassung beider Begriffe erkennt man,
dass das System mit den Vorgangen und Vor-
gehensweisen, die in ihm stattfinden, Gber-
einstimmt — d’accord!

Wir sprechen also von Menschen, die sich
in einer — wie auch immer gearteten — Ge-
meinschaft oder in einem Bezug zueinander
befinden. Um den Bogen etwas sichtbarer
zu machen, denken Sie einmal an Kinder-
garten, Schulen, Sportvereine, Familien, Fir-
men, Abteilungen, Mediationen, alle Arten
von Dienstplanen, alle Formen von Abstim-
mungen und Entscheidungen, egal wo und
wann, wie viele Beteiligte und wie lange es
dauert.
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Was wir wirklich kennen, weil wir es schon
viele Jahre praktizieren, ist das Mehrheits-
prinzip. Was die Mehrheit sagt, wird umge-
setzt, weil die meisten dafur sind. Diejenigen,
die nicht daflr sind, sind vielleicht nur nicht
ausreichend informiert oder haben nicht ver-
standen, um was es geht oder wollen etwas
anderes. Vielleicht haben sie eine andere
Perspektive auf die Fragestellung und sehr
wabhrscheinlich gehen sie den Beflirwortern
flr die Zukunft verloren.

Die »Unterlegenen« werden nicht wahrge-
nommen, nicht gehért und nicht gesehen
— was bleibt ihnen? Opposition — dagegen
sein! Der Machtkampf um zum Beispiel die
Deutungshoheit von Begriffen: Aus welcher
Perspektive schaue ich auf einen Sachver-
halt? Der der Ignoranz der Kompetenz oder
der der umfanglichen Wahrnehmung des an-
wesenden Potenzials.

Wir haben gelernt, im Mehrheitsprinzip zu
entscheiden und hinterlassen damit viel zu
oft verbrannte Erde. Vor allem verlieren wir
jene Menschen, die zwar zu unserem Ge-
samtsystem dazugehdren, die aber ihre Kom-
petenzen und Fertigkeiten nicht einbringen
durfen oder kdnnen. Hier kommt das »Syste-
mische Konsensieren« ins Spiel.

Systemisch bedeutet zuallererst zu schauen,
wer zum System gehort, wer relevant fir die
Umsetzung der Entscheidung ist, wie nach-
haltig die Entscheidung sein soll und wie lange
ihre Wirkung idealerweise anhalt? Ob die von
der Entscheidung betroffenen Menschen die
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Entscheidung mittragen und ob alle mitgenom-
men werden oder spater bse Uberraschungen
in Form von Disharmonie, destruktiver Nachre-
de, innerer Kiindigung oder sogar Sabotage zu
erwarten sind. Wie wirkt es sich auf den »good
will« der Belegschaft, der Kundschaft oder so-
gar auf die Unternehmensbilanz aus?

Sie sehen also, ein System ist so vielfaltig,
wie es Beteiligte hat. Das erste, was wir den-
ken: Je mehr Beteiligte, umso schwieriger
eine Ubereinstimmung in essentiellen Fra-
gen — aber stimmt das?

Systemisches Konsensieren fragt nach dem
Widerstand und nicht nach der Zustimmung
Wer ist daftir, dass wir heute Abend ins Kino

gehen? Von funf Beteiligten (Person 1, Per-
son 2, P3, P4, P5) gibt es mit Sicherheit eine
Person, die das nicht will. Sie scheidet bei
einer Mehrheitsabstimmung einfach aus und
bleibt zu Haus.

»Nur eine Lésung zu haben ist eine Notlage,
zwei Lésungen zu haben ist ein Dilemma,
denn erst bei drei Lésungen fdngt die Wahl-
freiheit anc.

Mit SK kommen weitere Vorschlage ins Spiel
— Tanzen, Karaoke, Spazieren gehen, Couch-
surfing und eben Kino. Was geschieht nun?
Wie werden alle funf gehort und wahrge-
nommen und wie gelingt es, eine Losung fur
alle zu finden?

Recht simpel:
P1 P2 P3 P4 P5 gesamt Entscheidung
Kino
Tanzen
Karaoke
Spazieren
Couch

Jeder Beteiligte hat zehn (10) Widerstands-
punkte und kann sie jedes Mal fur einen
Vorschlag einsetzen, wobei Null (0) bedeu-
tet »lch bin dabei —ich habe keinerlei Wider-
stand« und zehn (10) »Das geht gar nicht
— da bin ich raus«. Die Beteiligten kénnen
also Uber die Widerstandspunkte ihre per-

P1 P2 P3 P4
Tanzen 2 0 4 7
Karaoke 9 8 9 0
Spazieren 5 6 0 8
Couch 8 9 7 8
Kino 0 7 5 10
150

sonliche Sichtweise/Haltung zum Ausdruck
bringen.

Ziel ist es nicht, eine Ubereinstimmung aller
zu erzielen, wie beim Konsens, sondern zu
schauen, wo der grof3te gemeinsame Nen-
ner liegt.

P5 gesamt Entscheidung
4 17 (34 %) X

10 37 (74 %)

7 26 (52 %)

0 32 (64 %)

2 24 (48 %)
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Tanzen ist also die Entscheidung, die die Funf
gemeinsam mittragen kénnen, wo der grof3-
te gemeinsame Nenner gefunden wurde.

Bei einer mdglichen Gesamtwiderstands-
punktzahl von 50 WP je Vorschlag bzw. 250
WP (fUnf Teilnehmer x finf Vorschlage), die
jeder Teilnehmer vergeben kann, steht der
Widerstand von 17 (Tanzen) recht gut da —
das sind 34 % von der absoluten Ablehnung
(5x10WP).

Was bedeutet das fiir unsere Schlichtungs-
verfahren und unsere Herangehensweise an
einen Konfliktfall?

Natdrlich schlichten wir und richten nicht.
Naturlich schlagen wir nichts vor, wenn die
Parteien nicht wissen, wie sie aufeinander zu-
gehen sollen. Naturlich haben wir die Mdg-
lichkeit, Fragen zu stellen.

Naturlich wissen wir, dass es flr die Parteien
nie wirklich gut ist, nach der Schlichtung. Es
bleibt immer etwas zurick: das Geflihl, nach-
gegeben zu haben oder nicht alles gesagt zu
haben, was mich am Gegenuber stort. Aber
auch das Gefihl, nicht wahrgenommen zu
haben, dass mein Konfliktthema ein Stellver-
treterthema flr etwas anderes ist.

Wie erleben wir als Schlichtungsbeauftragte
das Geschehen?

Vielleicht kommen uns im Nachgang einer
Verhandlung zu Hause noch Ideen, wie wir
hatten vorgehen kénnen, was wir hatten
einbringen oder probieren kdénnen. Auch
flr uns ist es immer wieder ein Prozess des
Lernens, und auch wir erfahren uns selbst
mit jedem Fall, der an uns herangetragen
wird. Was kann ich anders machen? Wie
kann ich besser verstehen, worum es geht?
Welche Mittel und Werkzeuge stehen mir
zur Verflgung? Was macht dieses oder je-
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nes Werkzeug aus und welche Spuren hin-
terlasst es?

Das Systemische Konsensieren (SK®) ist ein
fantastisches Werkzeug fur den mit einer
Schlichtung beauftragten Menschen. Wieso?

Weil unser Denken, wie wir es seit Jahrhun-
derten praktizieren, eingefahren ist. Wir dir-
fen uns Uberprifen und hinterfragen, und wir
erhalten daflir Schulung und Unterstlitzung.

Methodik als fachliche Unterstiitzung ist mit
grofer Sicherheit noch ausbaufahig.

Dieser Artikel will einen Impuls setzen, ani-
mieren umzudenken und sich zu fragen: Wie
ist das fur mich, wenn ich demnéchst am
Familientisch die Ausflugsziele, Essenswin-
sche, Partygaste oder die Freizeitgestaltung
Uber den Widerstand ermittle und erlebe,
wie sich meine pubertaren Kinder plétzlich
einbringen und ihre Meinung kundtun, wie
viel leichter sich Haushaltsplane gestalten
lassen und dann auch umgesetzt werden?

Wie reagieren die Schlichtungsparteien,
wenn sie Vorschlage machen kénnten, die
erst mal auch weit hergeholt sind, damit es
Uberhaupt welche gibt und ein Gesprach in
Gang kommt?

Was ware, wenn ich den Schlichtungsparteien
sage, dass sie nicht zustimmen mussen zu dem,
was das Gegenuber vorschlagt? Was, wenn sie
ihren Widerstand ausdriicken durften und sich
selbst mit ihren eigenen Vorschlagen einbringen
kénnten und sich selbst derart und gemeinsam
Uber ihren nattirlichen Widerstand zur Uberein-
kunft flihren, ganz wie von Zauberhand.

Was ware dann?

Dann hatte ich ein neues Werkzeug ...
und mehr erst mal nicht.
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Warnung:

Allerdings muss an der Stelle erwahnt
sein, dass SK wesentlich komplexer ist
als hier dargestelit.

Es einfach zu verwenden, weil Sie
diesen Artikel gelesen haben, ware
sehr fahrldssig den Konfliktparteien
gegeniiber. Da sind z.B. noch die Ein-
wandfrage und die Passiviosung und

einige weitere Stellschrauben, um
nachhaltige, erfolgreiche und partizi-
pierende Entscheidung auf den Weg
zu bringen.

Mir bleibt zu wiinschen und (zwin-
kernd) zu fragen, welche Widerstands-
werte es im BDS gibt, fiir die Schlich-
tungsbeauftragten Moglichkeiten ein-
zurichten, sich dieses Werkzeug zu
eigen machen zu kénnen.

BDS-Ehrenvorstandsmitglied Gunther Klammt

wird 90 Jahre alt

von Monika Gantefohr, Bundesvorsitzende des BDS

Am 10.07.2023 vollendet unser friherer
Bundesschatzmeister Glinther Klammt sein
90. Lebensjahr. Er ist der beste Beweis fur
die Behauptung, dass das Ehrenamt jung
halt, denn nahezu 40 Jahre lang war Gln-
ther Klammt im Schiedsamt und im BDS
aktiv: Von 1965 bis 1996 als Schiedsmann
und Stellvertreter in Iserlohn. Von 1977 bis
1980 war er zunachst als Sonderbeauftrag-
ter stellvertretender Bundesgeschaftsfuhrer
und anschlieBend dann vier Jahre lang als
Bundesgeschaftsfihrer tatig. 1984 wurde
er zum Bundesschatzmeister gewahlt. Noch
heute ist aus dieser Zeit in Erinnerung, dass
er die BDS-Finanzen oft so hart verteidig-
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te, dass er sich erst in den Gremien vielfach
Uberstimmen lie}. Daneben fungierte er im
Rahmen des Bundesschiedsamtsseminars als
auRerst sachkundiger und flexibler Organisa-
tor. 1997 gab er diese Amter fiir den BDS auf
und schied 2002 auch als Mitglied der BzVVgg
Hagen aus.

Der BDS gratuliert seinem Ehrenvorstands-
mitglied mit den besten Gllck- und Segens-
wulnschen und verbindet damit auch den
Dank fir seine Treue und Zuverlassigkeit. Wir
wulnschen Glnther Klammt einen schénen
Ehrentag im Kreise seiner Familie und noch
viele weitere Jahre bei bester Gesundheit.
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Richten Sie lhre Anfragen an die Re-
daktion bitte an unseren Redakteur
Herrn Christoph Hommel an folgende
Email-Adresse: chrhommel@outlook.de

Schiedsmann Sch. aus dem Saarland: Lei-
se rieseln die Fichtennadeln auf Nach-
bars Einfahrt- 4801 Nadeln sind laut
BGH nicht unerheblich!

Er mailt an: chr.hommel@outlook.de
Hallo Herr Hommel,

mit Interesse verfolge ich lhre interessan-
ten Beitrage zu den Anfragen der Schieds-
kollegen in der SchiedsamtsZeitung.

Ich bin seit rund 1 Jahr Schiedsmann in
Sch. im wunderschoénen Saarland.

Mein nicht alltaglicher Fall betrifft einen
massiven Uberhang einer Fichte auf das
Nachbargrundstiick. Zur Verdeutlichung
fiige ich lhnen auch drei Bilder bei.

Eigentlich nach § 970 BGB ein klarer Fall,
aber wenn ich mir die Argumente des
Eigentiimers anhére, hat der Baum und
der Uberhang ein »Bleiberechtx.

Der Baum, eine Fichte, wurde vor ca.
60 Jahren vom Opa des Eigentiimers
gepflanzt. Drumherum nur Wiesen und
Acker. Vor ca. 40 Jahren hat die Gemein-
de dieses Gebiet aufgekauft und das
Baugebiet erschlossen. Die Gemeinde
hat die neuen Grenzen, Stralle, Wege
und Grundstiicke so geplant, damit die-
se optimal verkauft werden koénnen.
Zum Nachteil dieser Fichte. Der natiir-
liche Schutzraum dieses Baumes wurde
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nicht beriicksichtigt und das betreffende
Grundstiick, mit lukrativer breiter Haus-
front, Einfamilienhaus mit Doppelga-
rage, verkauft.

Dem Kaufer des Grundstiicks war also
bekannt, dass hier ein Baum weit in sein
Grundstiick, in seine Garageneinfahrt,
hineinragt.

Nun einige trockene Sommer haben den
Baum veranlasst, etwas mehr Nadeln
abzuwerfen als tiblich. Der Baum ist laut
einem Baumgutachter und der Forste-
rin gesund, mit einem Stammumfang
von 110 cm sogar schutzbediirftig. Der
Eigentiimer hat die unteren Aste ent-
fernen lassen, auf 4 m Hohe, so dass im
Verkehrsraum und auch in der Einfahrt
des Nachbarn der Baum keine Behinde-
rung darstellt.

Auch hat der Besitzer des Grundstiicks,
der nun den Uberhang beanstandet, dies
in den letzten 30 Jahren hingenommen.

Ich denke, dass hier eine einfache Aus-
legung der Sachlage nach § 970 BGB zu
kurz greift. Eine Schlichtung habe ich
noch nicht angesetzt, ich wollte hierzu
gerne lhren fachlichen Rat einholen.

Ich wiinsche lhnen noch ein schénes Wo-
chenende und freue mich auf lhre Ant-

wort.

Mit besten GriiBen
Sch.

Darauf die Nachfrage der Redaktion:

Hallo Herr Sch.,
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gibt es in Ihrem Ort eine Baumschutzsatzung
der Gemeinde?

Mit freundlichen Gruf3en
Christoph Hommel
Redakteur der SchiedsamtsZeitung

Der Schiedsmann erwidert auf die Nach-
frage:

Guten Morgen Herr Hommel,

nein, eine solche Satzung gibt es nicht.
Habe auf dem Ordnungsamt nachge-
fragt.

Mit besten GriiBen aus dem Saarland
Sch.

Aus der Antwort:
Hallo Herr Sch.,

mit dem Bleiberecht der Fichte ist das so eine
Sache. Da misste man als Gemeinde eine
Baumschutzsatzung machen, wenn man ein
solches Bleiberecht ernsthaft wollen wirde.
Bei lhnen in Sch. will man aber offensicht-
lich nicht.

Andere naturschutzrechtliche Bestimmun-
gen, die den Bestand lhres Baums schutzen
konnten, fallen mir nicht ein.

Aber fangen wir vorne an:

Fraglich ist zunachst, was der Antragstel-
ler mochte. Die Maximalposition ware »Der
Baum muss wegk. Ihr Antragsteller will wohl
in erster Linie »nur« den Uberhang beseitigt
wissen, was ja schon mal ein Kompromiss
ware. Als dritte Mdglichkeit bleibt alles wie
es ist und der Antragsteller erhalt jahrlich
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eine »Laubrente« als Ausgleich flr die Belas-
tigungen, die von dem Baum ausgehen.

Zur Position »Der Baum muss weg«:

Der Baum hat (eigentlich) ein Bleiberecht,
denn ein moglicher Beseitigungsanspruch ist
angesichts des Alters des Baums nach § 55
des Saarldndischen Nachbarrechtsgesetzes
ausgeschlossen.

2.

Zum Anspruch auf Beseitigung des Uber-
hangs:

Ein solcher Anspruch kénnte sich aus § 7004
BGB iV.m. § 910 BGB ergeben. Esistin § 970
BGB zwar nur die Rede von einem Selbst-
hilferecht. Es ist aber anerkannt, dass gem.
§ 1004 BGB von dem Nachbarn auch die Be-
seitigung des Uberhangs/Uberwuchses ver-
langt werden kann.

a)

Allein aus der Tatsache des Uberhangs ergibt
sich ein solcher Anspruch aber noch nicht.
Aus § 970 BGB folgt vielmehr, dass eine
Beeintrachtigung von den (berhangenden
Zweigen ausgehen muss. Eine Beeintrachti-
gung liegt vor, wenn die Nutzung des Grund-
sticks nennenswert gestort wird.

Bei Ihnen steht die Fichte neben der ge-
pflasterten Einfahrt des Antragstellers. Die
Nutzung dieser Einfahrt wird nach den Fotos
allerdings nicht behindert, da die Fichte auf
etwa 4 m Hohe aufgeastet ist. Fahrzeuge
und Personen kénnen die Einfahrt also ohne
weiteres befahren und begehen.
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Die Beeintrachtigung kann sich aber auch
aus dem von den Uberhangenden Zweigen
ausgehenden Laub-, Bluten- oder Nadelfall
ergeben ebenso wie aus einem Tropfen kleb-
riger Baumsafte oder Harze auf die Garagen-
einfahrt oder dort abgestellte Fahrzeuge.

lhren Antragsteller stéren wohl insbesondere
die Nadeln. Auf Ihren Fotos sieht man ja auch
reichlich Nadeln unter dem Baum liegen.
Wenn der Antragsgegner den Baum doch
nun so dolle lieb hat, kénnte er doch jeden
Samstag zu seinem Nachbarn gehen und die
Einfahrt fegen. Das ware doch eine Lésung?
Aber wahrscheinlich ist die Liebe dann doch
nicht so grof, nicht zum Baum und schon gar
nicht zum Nachbarn.

Also wieder zum Juristischen: Es ist eine Fra-
ge des Einzelfalls, welche Menge an Nadeln
man als erheblich ansehen will. Eine mathe-
matische Formel, mit der man das berechnen
kann, gibt es nicht. Das hilft Ihnen jetzt auch
nicht? Es geht auch konkreter: Der BGH hat
in seinem Urt. v. 14.06.2019 (V ZR 102/18)
festgestellt, dass das Abfallen von 480 Litern
pro Jahr an Nadeln und Zapfen von den her-
Uberragenden Asten einer Douglasie auf die
Einfahrt des Nachbarn eine erhebliche Beein-
trachtigung ist.

b)

Nun besteht der Uberwuchs in Ihrem Fall
wohl bereits seit einigen Jahren, wie sich
aus der Lange der die Grenze Uberragenden
Pflanzenteile ergibt. Das beeintrachtigt den
Beseitigungsanspruch nach § 7004 BGB zu-
nachst nicht. Der Antragsgegner konnte
allerdings moglicherweise die »Einrede der
Verjahrung« erheben.

Der BGH schreibt dazu in dem vorgenannten
Urteil sehr schén (Zitat teilweise gekurzt):
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»Der Anspruch des Grundstiickseigentiimers
auf Zurtickschneiden heriiberragender Aste
aus § 1004 | BGB unterliegt im Gegensatz zu
dem Selbsthilferecht der regelmdfigen Ver-
jdhrungsfrist nach §§ 195, 199 BGB. Wach-
sen Aste (ber eine Grundstiicksgrenze hin-
aus, handelt es sich weder um eine einheitli-
che Dauerhandlung, die den rechtswidrigen
Zustand fortlaufend aufrechterhdlt und die
die Verjdhrungsfrist deshalb gar nicht in
Gang setzt, noch um eine wiederholte Sto-
rung, die jeweils neue Anspriiche begriindet.
Der Anspruch auf Beseitigung der Stérung
entsteht in dem Zeitpunkt, in dem die Eigen-
tumsbeeintrdchtigung (§ 910 Il BGB) in Folge
des Wachstums der Aste einsetzt.«

Also kénnte der Anspruch verjahrt sein. Das
erlangt aber erst dann Bedeutung, wenn der
Antragsgegner auch ausdrucklich die Einrede
der Verjahrung geltend machen wirde. Dar-
auf hinweisen sollten Sie ihn nicht, da muss
er schon selbst drauf kommen: Das Recht ist
fur die Wachsamen, nicht die Schlafenden
geschrieben (so Quintus Cervidius Scaevola,
Jurist und praefectus vigilum unter Kaiser
Mark Aurel)!

Der BGH sagt aber auf der anderen Seite
auch, dass das Selbsthilferecht eben nicht
verjahrt (d.h. ein Anspruch auf Rickschnitt
durch den Nachbarn verjahrt, ein Selbsthilfe-
recht nicht). Der Antragsteller kénnte also,
selbst wenn der Antragsgegner sich wegen
des Ruckschnittanspruchs auf die Einrede der
Verjahrung berufen und das auch durchdrin-
gen wiurde, immer noch selbst zur Sage grei-
fen, wenn eine Beeintrachtigung i.S.v. § 970
BGB vorliegt.

Q

Weiteres Problem: Wiirden die Aste bis zur
Grenze zurlickgeschnitten werden, so kénn-
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te das maglicherweise das Uberleben des
Baums gefahrden, denn der Ruckschnitt
ware — wie lhre Fotos zeigen — sehr radikal.
Das wurde von der Rechtsprechung fru-
her teilweise als Ausschlussgrund fur einen
Ruckschnitt angesehen. Dem hat der BGH
in seiner jlngst ergangenen Entscheidung v.
11.06.2021 (V ZR 234/19) jedoch eine Ab-
sage erteilt: Danach ist das Selbsthilferecht
nach § 970 Abs. 1 BGB nicht deshalb aus-
geschlossen, weil durch die Beseitigung des
Uberhangs das Absterben des Baumes oder
der Verlust seiner Standfestigkeit droht. Da
hat der Baum dann eben Pech gehabt!

d)

Zu guter Letzt konnte sich ein Anspruch auf
Beseitigung oder Rickschnitt des Baums
noch ergeben aus dem Institut des nach-
barschaftlichen Gemeinschaftsverhaltnisses,
das gesetzlich nicht geregelt ist und aus
§ 242 BGB abgeleitet wird. Es handelt sich
dabei nicht um ein gesetzliches Schuldver-
haltnis, sondern lediglich um ein Verhaltnis
gegenseitiger Ricksichtnahme unter Grund-
stucksnachbarn, das die eigentumsrechtliche
Handlungs- und Nutzungsfreiheit des einen
Grundstucksnachbarn mit Rucksicht auf die
Belange des anderen Nachbarn einschranken
kann (BGH NJW 2011, 3294). Eine Verpflich-
tung eines Grundsticksnachbarn mit Ruck-
sicht auf die nachbarrechtlichen Sonderrege-
lungen stellt eine groRe Ausnahme dar und
setzt voraus, dass »ein Uber die gesetzliche
Regelung hinausgehender billiger Ausgleich
der widerstreitenden Interessen dringend ge-
boten erscheint« (BGH, Urt. v. 10.07.2015 —
V ZR 229/14). Danach ware jedenfalls erfor-
derlich, dass der Antragsteller wegen des
Uberwuchses »ungewéhnlich schweren und
nicht mehr hinzunehmenden« Beeintrachti-
gungen ausgesetzt ware. Eine solche Kons-
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tellation liegt in Ihrem Fall sicher nicht vor.
Ohnehin ware ich mit der Annahme eines
Anspruches aus dem nachbarschaftlichen
Gemeinschaftsverhaltnis vorsichtig; das ist
kaum kalkulierbar, in welchen Fallen man mit
dem dunnen Argument bei Gericht durch-
dringen kann.

3.
Dann bleibt noch die Laubrente.

Eine Laubrente kann madglicherweise gefor-
dert werden, wenn eine Beseitigung eines
eigentlich rechtswidrigen Zustands nicht
mehr verlangt werden kann, z.B. weil Fris-
ten verpasst worden sind. Die Laubrente soll
dann eine Entschadigung in Geld fur die zu
ertragenden Nachteile geben.

Ich glaube allerdings, darum geht es Ihrem
Antragsteller nicht. Deshalb erspare ich
mir viele Worte und verweise auf den aus-
fuhrlichen Beitrag von Herrn Albert G.
Paulisch in der SchiedsamtsZeitung 2019,
S. 19: »Das besondere Urteil — zur sog.
Laubrente«.

Sie sehen, die Fichte macht nicht nur eine
Menge Dreck, sondern bietet auch viel An-
lass zu juristischem Kopfzerbrechen. Absa-
gen ware eine Losung!

Viele Grifse
Christoph Hommel
Redakteur der SchiedsamtsZeitung

Anmerkung der Redaktion: Mit dem
Thema Uberwuchs und dem oben zi-
tierten Urteil des BGH vom 11.06.2021
setzt sich auch der Beitrag von Albert
G. Paulisch in der SchiedsamtsZeitung
2021, S. 194 auseinander.
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Schiedsmann N. aus Nordrhein-Westfa-
len: Die Bedeutung des Wortes »Antrag-
steller« und Fragen der Verjahrung

Er mailt an: chr.hommel@outlook.de
Sehr geehrter Herr Hommel,

ich habe eben bei einem alteren Ehepaar
einen Antrag aufgenommen im Bereich
Nachbarschaftsrecht. Ehefrau 84 J, Ehe-
mann 85 J. und dement.

Es hat am 22.10.2019 einen Hausfrie-
densbruch mit Korperverletzung und
Beleidigung gegeben, was von der Poli-
zei aufgenommen wurde. Die Staatsan-
waltschaft hat das Verfahren dann am
16.01.2020 eingestellt.

Meine Frage: Kann diese Sache auch
noch mit in den Antrag aufgenommen
werden, oder ist die Verjdhrung erfolgt?
Gerne erwarte ich lhre Antwort.

Vielen Dank und Griile aus dem Sauer-
land

N.

Aus der Antwort:

Guten Abend Herr N.,

wie lautet denn der Antrag in lhrem Verfah-
ren?

Mit freundlichen GriiRen
Christoph Hommel
Redakteur der SchiedsamtsZeitung

Der Schiedsmann erwidert:

Guten Abend Herr Hommel,
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bisher ist nur der Antrag Nachbarschafts-
sache beantragt, wenn sollte die Kérper-
verletzung und Hausfriedensbruch mit
in den Antrag. Noch ist der Antrag nicht
schriftlich gefertigt. Das Gesprach war
erst um 17-18 Uhr. Fir die Koérperver-
letzung und Hausfriedensbruch hatte ich
erst die Sache mit lhnen klaren wollen.
Danke fiir die schnelle Antwort.

Mit freundlichen GriifSen
N.

Aus der zweiten Antwort:
Hallo Herr N.,

es ist schwierig Uber einen Sachverhalt zu
sprechen, wenn man noch keinen konkreten
Antrag hat. Der Zahnarzt kann lhnen auch
nicht sagen, ob die anstehende Behandlung
weh tun wird, wenn er nicht weils, welche
Behandlung Gberhaupt durchzufihren ist.

Also: Nicht nur den Sachverhalt erfragen!
Der Antrag ist entscheidend. Und den Antrag
stellt der Antragsteller. Deswegen heifst er
so. Es lauft nicht so, dass die Schiedsperson
sich einen Vorfall erzahlen lasst und dann da-
raus selbst die moglichen Antrage zimmert.
Der Antragsteller muss schon sagen, was er
denn uberhaupt erreichen will, welches Ziel
er also vor Augen hat.

Anfragen, die einen Sachverhalt schildern
ohne zugleich den gestellten Antrag mitzu-
teilen, beantworte ich ungerne, da es muh-
sam ist, alle denkbaren Moglichkeiten auszu-
fihren. Im Ubrigen féllt mir immer &fter auf,
dass Schiedspersonen scheinbar Verfahren
annehmen, ohne dass ein konkreter Antrag
vorliegt.

Aber egal, es ist wie folgt:
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Es konnte sich um einen strafrechtliches Suh-
neverfahren handeln, wenn es um das Ziel
einer Bestrafung des Antragsgegners gehen
sollte.

Die Verjahrungsfrist (§ 78 StGB) fur das in
Betracht kommende Delikt der vorsatzlichen
Korperverletzung betragt funf Jahre, die-
jenige flur die Delikte der Beleidigung und
des Hausfriedensbruchs jeweils drei Jahre.
Die Unterschiede ergeben sich aufgrund der
Hohe der Strafandrohungen fur die einzelnen
Delikte. Der Lauf dieser Fristen beginnt mit
der Vollendung der Tat.

Damit konnte in threm Fall eine Verfolgung
der Delikte der Beleidigung und des Haus-
friedensbruchs moglicherweise verjahrt sein.
Vielleicht liegen aber auch den Lauf der Ver-
jahrungsfrist unterbrechende Umstande vor.
Das ist ohne Aktenkenntnis und juristische
Prifung nicht feststellbar. Sie konnen das als
Schiedsperson also in aller Regel nicht zuver-
lassig beurteilen.

In jedem Fall jedoch ist eine Verjahrung we-
gen der Koérperverletzung noch nicht einge-
treten.

Sollte es sich um ein strafrechtliches Sthne-
verfahren handeln, so ist in der Praxis regel-
mallig die Rechtzeitigkeit des Strafantrags
wichtiger. Nur bei rechtzeitig gestelltem
Strafantrag ist eine Bestrafung des Taters
im Fall einer sich ergebenden Privatklage
Uberhaupt maoglich. Ob ein nicht recht-
zeitig gestellter Strafantrag dann auch das
Aus fur ein Sihneverfahren bedeutet, sei
dahingestellt. Die Zulassigkeit des Versuchs
eines Ausgleichs im Slhneverfahren kann
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m.E. nicht davon abhangen, ob eine Be-
strafung in einer spateren Privatklage noch
maoglich ist. Oft werden Sie in einem Schlich-
tungsverfahren ja auch gar nicht feststellen
kénnen, ob rechtzeitig ein Strafantrag ge-
stellt worden ist.

Ubrigens bedeutet die von Ihnen geschilder-
te polizeiliche Aufnahme des Sachverhalts
und die spatere Einstellung des Verfahrens
durch die Staatsanwaltschaft nicht, dass ein
Strafantrag gestellt worden ist. Insbesondere
ist eine Strafanzeige, mit der ich einen straf-
rechtlich vielleicht relevanten Sachverhalt
den Strafverfolgungsbehorden zur Kenntnis
bringe, noch kein Strafantrag.

2.

Sollte es sich bei dem noch ausstehenden
Antrag z.B. um einen Anspruch auf Unter-
lassung einer weiteren Korperverletzung
oder eines erneuten Hausfriedensbruchs
oder einer erneuten Beleidigung handeln
oder aber auch um einen Schmerzensgeld-
anspruch, so geht es um burgerlich-rechtli-
che (oder auch genannt zivilrechtliche) An-
spriiche. Da ginge es dann also gar nicht um
ein Sthneverfahren, obwohl méglicherweise
Straftatbestande verwirklicht sind.

Hier betragt die zivilrechtliche Verjahrungs-
frist mindestens drei Jahre, § 795 BGB. Im
Zivilrecht erlischt ein Anspruch aber mit
Ablauf der Verjahrungsfrist nicht einfach.
Der Anspruchsgegner kann jedoch dann
die sog. »Einrede der Verjahrung« geltend
machen und die Erfillung des Anspruchs
verweigern. Macht er die Einrede nicht gel-
tend, kann der Anspruch allerdings auch
nach Ablauf der Verjahrungsfrist noch
durchgesetzt werden.
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In jedem Fall ware bei lhnen die Verjahrung
kein entscheidendes Problem.

Mit freundlichen Gruf3en
Christoph Hommel
Redakteur der SchiedsamtsZeitung

Schiedsmann D. aus Nordrhein-Westfa-
len:

Antragsgegner stellt Gegenantrage,
bleibt dann aber dem Termin unent-
schuldigt fern. Worauf bezieht sich nun
die Erfolglosigkeitsbescheinigung?

Er mailt an: chr.hommel@outlook.de
Sehr geehrter Herr Hommel,

in einem Schiedsverfahren aus dem ver-
gangenen Jahr hatte der RA des Antrags-
gegners schriftlich vor dem ersten Ter-
min Widerantrage gestellt. Auch hatte er
ein Erscheinen zugesagt. Dennoch ist der
geladene Antragsgegner unentschuldigt
weder zum ersten noch zum zweiten
Termin erschienen.

Ich habe dem Antragsteller eine Er-
folglosigkeitsbescheinigung ohne die
Widerantrage der Antragsgegner aus-
gestellt.

Auf Anfrage habe ich dem neuen RA der
Antragsgegner eine entsprechende Er-
folglosigkeitsbescheinigung ausgestellt.
Er wies mich daraufhin, dass die Wider-
antrage fehlen und bat um entsprechen-

de Korrektur.

Meine Antwort darauf:
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»Zur Behandlung von Widerantrdigen
gehen wir von zwei Schiedsverfahren,
praktischerweise in einem gefiihrt, und
damit auch von zwei unterschiedlichen
Siihnebescheinigungen aus. Da jedoch
die Partei der Gegners trotz der ver-
pflichtenden Teilnahme und rechtzeitig
zugegangener Ladung zu beiden Termi-
ne unentschuldigt nicht erschienen sind,
kann ich nicht von zwei unterschiedli-
chen Schiedsverfahren ausgehen.

Meiner Auffassung nach ist die Ihnen zu-
gestellte Bescheinigung korrekt.«

Daraufhin schreibt der Rechtsanwalt:

»Auf die Frage ob hier zwei oder ein ver-
bundenes Schiedsverfahren vorgelegen
hat, kommt es nicht an, das kann hier
dahingestellt bleiben.

Jedoch muss sich aus lhrer Erfolglosig-
keitsbescheinigung - auch - ergeben,
dass dieser ausgestellt wird im Hin-
blick auf die Gegenantrdge meiner
Mandantschaft, die seinerzeit durch
Rechtsanwalt J mit Schriftsatz vom
27.06.2022/18.05.2022 im Verfahren
geltend gemacht worden sind.

Der Kollege hat zum Ausdruck gebracht,
dass er das Begehren der Antragsgeg-
ner in das Verfahren einfiihrt, dass diese
also sogenannte Widerantrdge stellen.

Und dann muss sich die Erfolglosigkeits-
bescheinigung auch darauf beziehen,
damit ich insofern die notwendigen Vo-
raussetzungen fiir die Zuldssigkeit einer
Klage nachweisen kann.
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Sie miissten demgemdf die erteilte Er-
folglosigkeitsbescheinigung auf Seite 2
ergdnzen mit den dort zusammenzufas-
senden Gegenforderungen der Antrags-
gegner entsprechend des Schreibens
von dem vorherigen Bevollmdchtigten.«

Ist das so richtig?
Uber eine Antwort wiirde ich mich

sehr freuen
D.

Aus der Antwort:
Sehr geehrter Herr D.,
da irrt der Anwalt!

Bleibt die antragstellende Partei im Schlich-
tungstermin aus, ohne ihr Ausbleiben zu
entschuldigen, so gilt der Antrag als zurlick-
genommen, § 23 Abs. 1 Schiedsamtsgesetz
Nordrhein-Westfalen (SchAG NRW).

Hinsichtlich ihres Gegenantrages gilt der An-
tragsgegner als Antragsteller im Sinne der Vor-
schrift, denn er stellt ja diese Gegenantrage. Und
da der Antragsgegner im Termin nicht da gewe-
sen ist und dort seine Gegenantrage eben nicht
gestellt haben, gelten diese Gegenantrage gem.
§ 23 Abs. 1 SchAG NRW als zurlickgenommen.

Eine Erfolglosigkeitsbescheinigung bezieht
sich jedoch nur auf die gestellten Antrage.
Wenn die Antrage aber als zurickgenommen
gelten, so kann die Erfolglosigkeitsbescheini-
gung sich auch nicht darauf beziehen.

Das ist doch eine herrliche Regelung, oder
nicht? Erklaren Sie das dem Anwalt. Er wird
staunen.

Und der Antragsgegner wird merken, dass
ihm jetzt das Boykottieren des Schlichtungs-
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verfahrens selbst ordentlich auf die FifSe
fallt. So kann es einem gehen, wenn man be-
sonders schlau sein wollte.

Mit besten GrufSen in die Nachbarschaft
Christoph Hommel
Redakteur der SchiedsamtsZeitung

Anmerkung der Redaktion:
Interessant ist in diesem Zusammenhang
der Beitrag von Albert G. Paulisch in der
SchiedsamtsZeitung 2022, S. 98: »Gegen-
antrag des Antragsgegners«

Schiedsmann L. aus Schleswig-Holstein
hat es mit einer Erbauseinandersetzung
zu tun - ein Fall fiir ein Schlichtungsver-
fahren?

Er mailt an: chrhommel@outlook.de
Guten Tag Hr. Hommel,

seit Anfang des Jahres bin ich stellv.
Schiedsmann im nordlichen Schleswig-
Holstein.

Ich freue mich immer auf den Eingang
der neuen SchiedsamtsZeitung und lese
mit Begeisterung die Anfragen an die
Redaktion.

Die dort aufgezeigten Falle helfen mir
sehr, das Schiedsverfahren zu verstehen
und umzusetzen.

Nun habe ich folgende Frage:

Muss der Antragsgegner bei einem fa-
kultativen Fall (Erbauseinandersetzung)
zum Ladungstermin erscheinen?

M. E. ist das personliche Erscheinen nur
erforderlich, wenn es sich um biirgerli-
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Anfragen an die Redaktion

che Rechtsstreitigkeiten und Strafsachen
handelt. Somit kann ich den Ladungs-
vordruck eigentlich nicht verwenden.
AuBerdem konnte auch kein Ordnungs-
geld bei Nichterscheinen festgesetzt
werden.

Liege ich mit meiner Auffassung richtig?
Vielen Dank fiir Ihre Bemiithungen.

Mit freundlichen GriifSen
L.

Aus der Antwort:
Hallo Herr L.,

herzlichen Glickwunsch zu lhrem noch neu-
en Ehrenamt!

Sehr schon, dass lhnen die Schiedsamts-
Zeitung gefallt. Lob hort der Redakteur im-
mer gernel!

Bei Ihrem Fall handelt es sich zunachst um
eine burgerlich-rechtliche Auseinanderset-
zung Uber vermogensrechtliche Anspriiche
i.S.v. 813 Schiedsordnung Schleswig-Hol-
stein (SchO). Es ist namlich ein Streit zwi-
schen zwei Personen (Burgern), der vor dem
Amtsgericht oder Landgericht zu fihren
ware, wenn es denn zu einem gerichtlichen
Verfahren kommen wirde. Vermdgensrecht-
lich wird der Streit auch sein, denn man strei-
tet vermutlich ja um Geld oder Gegenstande
bzw. Rechte, die Geld wert sind.

Allerdings sind Erbauseinandersetzungen re-
gelmaRig heikel, weil es dort oft um Sachver-
halte geht, die einer gerichtlichen Entschei-
dung vorbehalten sind. Zum Beispiel bei der
Klarung der Frage, wer Erbe ist, entscheidet
immer das Nachlassgericht und erteilt ggf.
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einen Erbschein. Das geht im Schlichtungs-
verfahren nicht.

Auch besteht immer die Gefahr, dass noch
weitere Erben vorhanden sind, die im Schlich-
tungsverfahren nicht auftauchen. Da muss
man aufpassen, dass nicht deren Rechte von
dem Verfahren betroffen sind. Das ist aulSer-
halb eines gerichtlichen Verfahrens, in dem
von Amts wegen ermittelt wird, wer Erbe
sein konnte, nicht zu Gberblicken.

In den Verwaltungsvorschriften zur SchO (der
»Bedienungsanleitung« zur SchO) heilt es
daher unter Ziffer 18.2:

»Da die Schiedsfrauen und Schiedsmdnner
nicht die Aufgabe haben, Entscheidungen
jeglicher Art zu treffen, sondern Hilfe bei der
gutlichen Beilegung von Streitigkeiten des
tdglichen Lebens leisten sollen, haben sie sich
einer Amtstdtigkeit in Angelegenheiten zu
enthalten, in denen Rechtsprobleme im Vor-
dergrund stehen und die sich deswegen fiir
die Erledigung im Schlichtungsverfahren nicht
eignen. Zu diesen schon ihrer Natur nach un-
geeigneten Angelegenheiten zdhlen im All-
gemeinen erbrechtliche Angelegenheiten ...«.

Da mussten Sie schauen, worum es konkret
bei lhnen geht und ob Sie das anpacken kon-
nen und wollen. Sonst kénnen Sie die Tatig-
keit nach § 18 SchiedsO ablehnen.

Wenn Sie das Verfahren durchfiihren, gelten
die Vorschriften des zweiten Abschnittes der
SchO fur die burgerlichen Rechtstreitigkei-
ten. Dort ist in § 21 Abs. 1 SchO geregelt,
dass die Parteien personlich zu erscheinen
haben. Erscheint der Antragsgegner trotz
ordnungsgemafer Ladung unentschuldigt
nicht, so bestimmt § 23 Abs. 3 SchO, dass
ein Ordnungsgeld gegen ihn festgesetzt wer-
den kann (nicht muss).
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Zusammengefasst: Der Ladungsvordruck Ich hoffe, das hilft und wiinsche ein gutes
passt. Erscheinenspflicht des Antragsgegners  Gelingen!

ja, Ordnungsgeld bei Nichterscheinen mog-

lich. Viele Grise nach Schleswig-Holstein!

Aber: Vor der Durchfihrung des Schlich-  Christoph Hommel
tungsverfahrens prifen, ob eine Ablehnung  Redakteur der SchiedsamtsZeitung
der Amtsausiibung erfolgen sollte, § 18

SchiedsO.

BDS-Nachrichten

BDS-Nachrichten

verantwortlich: Schiedsfrau Monika Hilkert-Hibner, Vorsitzende des Medienausschusses
Einsendungen fur diesen Teil bitte nur an den

Bund Deutscher Schiedsmanner und Schiedsfrauen e.V. - BDS

Postfach 10 04 52, 44704 Bochum, Telefon: 02 34 / 58 89 70 Fax: 02 34 /5 88 97 19
BDS im Internet: http://www.schiedsamt.de - E-mail: info@bdsev.de

Terminkalender (inderungen vorbehalten)

Datum (0]43 Land/LGBz. Leitung
Einfithrungs- und Vertiefungslehrgange

Fortbildungslehrgange FL 1 Strafrecht

08./09.09.2023 Bad Wildungen Hessen Hommel
06./07.10.2023 Ludwigshafen Rheinland-Pfalz Kenklies

Fortbildungslehrgange FL 2 Zivilrecht
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Datum Ort Land/LGBz. Leitung
Fortbildungslehrgéange Nachbarrecht

22./23.09.2023 Hennigsdorf Berlin u. Brandenburg  Niehaus
20./22.10.2023 Online-Seminar Sachsen Kenklies
20./22.10.2023 Online-Seminar Thiringen Serwe

Lehrgénge Mediation 1 im Schiedsamt

Voraussetzung fiir die Anmeldung zum Seminar »Mediation im Schiedsamt 1« ist die Teilnahme an einem Einfiihrungs- und
Vertiefungslehrgang.

11./12.08.2023 Hamm Nordrhein-Westfalen  Nitz
25./26.08.2023 Lehrte Niedersachsen Kenklies
01./02.09.2023 Suhl Thuringen Dr. Rammert

06./07.10.2023 Teltow bei Berlin Berlin u. Brandenburg Poltze

Lehrgange Mediation 2 im Schiedsamt
Voraussetzung fir die Anmeldung zum Mediationsseminar 2 ist die Teilnahme am Mediationslehrgang 1.

15./16.09.2023 Harsefeld Niedersachsen Serwe
22./23.09.2023 Essen Nordrhein-Westfalen  Nitz
13./14.10.2023 Darmstadt Hessen Poltze

Der BDS schreibt die 0.g. Lehrgangsveranstaltungen gegentiber den sachkostentragenden Gemeinden (gilt nicht

fur Rheinland—Pfalz, hier erfolgen die Ausschreibungen und Einladungen zu unseren Lehrgangen direkt tiber das
Justizministerium) rechtzeitig aus, im Falle von Einflihrungslehrgédngen ggf. nach vorheriger Ermittlung neu ernannter
Schiedspersonen.

Schiedspersonen, die an einem fiir ihr Land oder Landgerichtsbezirk hier angekiindigten Lehrgang teilnehmen wollen und
bis ca. vier Wochen vor dem Lehrgangstermin kein entsprechendes Lehrgangsangebot von Seiten ihrer Gemeinde erhalten
haben, sind gebeten, ihr Teilnahmebegehren bei der Kommune unverzuglich unmittelbar bekannt zu geben, damit die
Gemeinde die Sachkostenlibernahme gegeniiber dem BDS erklart und dadurch die Schiedsperson beim BDS anmeldet.

Der BDS ladt nur aufgrund der Anmeldung der Gemeinden die Teilnehmer zu dem Lehrgang ein. Die Einladung erfolgt
direkt an die gemeldeten Schiedspersonen.

Fachtagungen mit aufsichtfiihrenden Richtern sowie mit verantwortlichen
Bediensteten der Justiz- und Kommunalverwaltungen

21.09.2023 Hennigsdorf Berlin u. Brandenburg Niehaus
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Hausmitteilungen:

»Besuch in der Bundesgeschdftsstelle — Bo-
chumer SPD-Landtagsabgeordneter Serdar
Yiiksel«.

(BT 5y, Bund Deutscn,
‘{_‘h Ut or

masasr und

W/ Schiedsbusen e, V. 805

o

jodsamt.da ===

v.l.n.r. Georg Budich, Monika Ganteféhr, Serdar Yiiksel.

Einer schon im Sommer des vergangenen
Jahres ausgesprochenen Einladung in die
Bundesgeschaftsstelle kam Anfang Marz der
Bochumer SPD-Landtagsabgeordnete Serdar
Yiksel nach. Als Vorsitzender des Petitions-
ausschusses NRW gab er der Bundesvorsit-
zenden Monika Ganteféhr und dem Haupt-
geschaftsflihrer Georg Budich zunachst einen
eindrucksvollen Bericht Gber die vielfaltigen
Aufgaben und die Arbeit dieses Ausschusses,
dessen Arbeitsweise und auch die sehr be-
achtliche Anzahl von jahrlichen Eingaben.

Nahere Informationen hierzu siehe https:
//www.landtag.nrw.de/home/petitionen/der-
petitionsausschuss.html

AnschlieRend konnte Herrn Yiksel in dem
zweistundigen Gesprach Uber die sachliche
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und ortliche Zustandigkeit der Schiedsper-
sonen, das Verfahrensprozedere und auch
die Anforderungen durch zwolf unterschied-
liche Landesschiedsamts-/Landesschiedsstel-
lengesetze informiert werden. In einzelnen
NRW-betreffenden Detailfragen versprach
er sodann seine Mithilfe und Unterstutzung.
Herr Yiksel konnte dann abschlieSend er-
freulicherweise mitteilen, dass der Petitions-
ausschuss alle Petenten in den Fallen, fur die
Schiedspersonen zustandig sind, auf diese
verweist. Wir danken Herrn YUksel nochmals
fur dieses nette und interessante Gesprach.

»Besuch bei der Justizministerin Schleswig-
Holstein — Frau Prof. Kerstin von der Decken.

Zu einem ersten Treffen mit der neuen Justiz-
ministerin Schleswig-Holstein Frau Professorin
Kerstin von der Decken kam es Anfang April
in Kiel. An dem Gesprach nahmen auch die
Referatsleiterin und die personliche Referentin
der Justizministerin teil. Der BDS wurde dabei
vertreten durch die Bundesvorsitzende Monika
Ganteféhr, die Landesvorsitzende Jutta Werner
und den Schulungsleiter Wolfgang Niehaus. Bei
dem ca. einstindigen Termin wurde intensiv
u.a. Uber die Unterstiitzung der Offentlichkeits-
arbeit der Schiedspersonen gesprochen, um de-
ren Bekanntheitsgrad in der Bevolkerung weiter
zu fordern. Auch die Ausweitung der sachlichen
Zustandigkeiten und diverse landesspezielle
Themen, wie z.B. Freistellung fir Schulungen
nach dem Weiterbildungsgesetz Schleswig-Hol-
stein (SH), die Notwendigkeit der Durchfiihrung
von Dienstbesprechungen durch die Amtsge-
richte und gelegentliche Schwierigkeiten bei
Neuwahlen von Schiedspersonen wurden the-
matisiert. Frau von der Decken zeigt sich bei al-
len Punkten sehr interessiert und informiert. Sie
versprach, die Schiedspersonen in SH ebenso zu
unterstutzen wie ihre Amtsvorganger.
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Sachsen-Anhalt

BzVgg Magdeburg

»Jahreshauptversammlung mit Schulungsteil
der BzVgg Magdeburgc.

Am 22.04.2023 fand die Jahreshauptver-
sammlung (JHV) der BzVgg Magdeburg im
BDS im Intercity Hotel Magdeburg statt.
Als Gast konnte der Justiz-Staatssekretar
Steffen Eckold begriifst werden. In seinem
GruBwort fand er nur lobende Worte fur
die Schiedsfrauen und Schiedsmanner und
dankte fur die ehrenamtliche Tatigkeit. Sei-
nen Worten konnten wir auch entnehmen,
dass die Neuregelung mit der »1 Mann Be-
setzung« der Schiedsstellen keine Lésung
darstellt; weiterhin erwahnte er auch, dass
die Gesetzgebung bereits in der Uber-
arbeitung ist und es Veranderungen geben

Personalien

wird. Es folgte der Rechenschaftsbericht
des Vorsitzenden Dieter Lattke und der
Rechenschaftsbericht des Schatzmeisters
Wolfgang Dérge. Der Rechenschaftsbericht
wird auf der Homepage des LVgg Magde-
burg unter INTERN eingestellt und ist fir
Mitglieder zuganglich. Im Anschluss erfolg-
te eine Auszeichnung verdienter Schieds-
personen, so erhielten Hans-Joachim Poh-
land die BDS — Ehrennadel in SILBER (ein
Bericht befindet sich auf der Homepage
der LVgq). Wolfgang Voétig erhielt eben-
falls die BDS Ehrennadel in SILBER und
Frank Kaina wurde zum Ehrenmitglied der
BzVgg Magdeburg ernannt und erhielt die
BDS-Ehrennadel in BRONZE. AnschliefSend
folgte ein Schulungsteil zu dem Thema
»Kostenrechnung«. Der Schulungsteil zum
Thema Kostenrechnung verlief sehr gut, die
Fragen und Anregungen konnten gleich be-
antwortet werden. Referenten um Thema
waren der Kollege Pohland und Kaina. Die
Moderation Ubernahm Dieter Lattke, Vor-
sitzender der BzVgg Magdeburg im BDS.

Gliickwiinsche

»Ein BDS-Urgestein wird 95 Jahre: Helmut
Stutzmann«.

Am 14.07.2023 kann der ehemalige Sonder-
schulrektor Helmut Stutzmann seinen 95.
Geburtstag begehen. Uber 40 Jahre lang war
er im BDS in verschiedensten Bereichen ak-
tiv: Von 1967-2008 war er Schiedsmann in
Bochum-Wattenscheid. 1977 wurde er zu-
nachst Geschaftsfihrer der BzVgg Bochum
und Ubernahm dann von 1979-1999 dort den
Vorsitz. Seitdem ist er Ehrenvorsitzender der
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BzVgg und war friher bei allen dortigen Ver-
anstaltungen ein stets gern gesehener Gast.
Aus gesundheitlichen Griinden muss er in den
letzten Jahren leider auf seine Teilnahme ver-
zichten. Als Referent fiir Presse- und Offent-
lichkeitsarbeit war er zudem von 1992-2008
fur das offentliche Meinungsbild des BDS
zustandig und hat mit seinem lockeren und
flotten Stil den BDS-Nachrichtenteil gepragt.
Als Vorsitzender des Herausgeberbeirates
(heute: »Medienausschuss«) war er bis Mitte
2007 aktiv. Fur seine vielfaltigen Verdienste,
so u.a. auch als Presbyter und Kirchmeister,
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wurde Helmut Stutzmann 1986 das Bundes-
verdienstkreuz verliehen. Der BDS gratuliert
Helmut Stutzmann mit den besten Gliick- und
Segenswinschen und verbindet damit auch
den Dank fur seine Treue und Zuverlassigkeit.
Wir wiinschen ihm einen schénen Ehrentag
im Kreise seiner Familie und noch viele weite-
re schéne Jahre mit seiner Frau Liesel.

(Mit den Kolleginnen und Kollegen aus dem
Bundesvorstand gratuliert die Redaktion
der SchAZtg ebenfalls ganz herzlich und
wiinscht alles erdenklich Gute).

BzVgg Magdeburg

»Ehrung zum 30-jdhrigen Dienstjubildum des
Schiedsmannes Hans-Joachim Pohlandk.

Am 11.04.2023 fand im Rechtsamt der Stadt
Schonebeck/Elbe eine Feierstunde statt. An-
lass war das 30-jahrige Dienstjubildum des
Schiedsmannes  Hans-Joachim  Pohland.
Herr Pohland wurde am 17.12.1992 erst-
mals als Schiedsmann von den Stadtverord-
neten der Stadt Schonebeck gewahlt und
am 02.03.1993 vom damaligen Direktor des
Amtsgerichts Schonebeck auf sein Ehrenamt
verpflichtet. Dieses Ubt er nunmehr seit 30
Jahren im Dienste der ehrenamtlichen Streit-
schlichtung in der Stadt Schonebeck ununter-

Das Schiedsamt im Spiegel der

brochen aus. Dafiir dankte ihm der Ober-
burgermeister der Stadt Schonebeck, Bert
Knoblauch, in einer kurzen Ruckbetrachtung.
Dem schloss sich die Direktorin des Amtsge-
richts Schonebeck, Frau Sigrun Lehmann,
vorbehaltlos an. Sie hob in ihren Dankes-
worten neben dem unermudlichen Einsatz
der Schiedspersonen im Allgemeinen die be-
sonderen Leistungen des Herrn Pohland im
Sinne einer Entlastung der Justiz hervor. Den
Ausfuhrungen von OB und Amtsgerichts-
direktorin schloss sich der Vorsitzende der
Bezirksvereinigung Magdeburg Schiedsmann
Dieter Lattke an. Er hob hervor, dass der da-
mals neu gewahlte Schiedsmann Pohland so-
fort bereit war, fir den BDS aktiv zu werden.
So wurde er am 17.09.1994 Mitbegrinder
und der erste Vorsitzende der BzVgg Mag-
deburg. Ihm wurde mit dem Uberreichen der
BDS Treuenadel in Silber und einem Prasent-
korb gedankt. Alle Anwesenden verbanden
mit den Gllickwinschen und Dankesworten
die Hoffnung, dass der Schiedsmann Pohland
sowoh! der Stadt Schonebeck wie auch der
BzVgg Magdeburg bei bester Gesundheit
noch lange erhalten bleibt.

(Mit den Kolleginnen und Kollegen der Be-
zirksvereinigung gratuliert die Redaktion
der SchAZtg ebenfalls ganz herzlich und
winscht alles erdenklich Gute).

Medien

Generalanzeiger Bonn
(28.02.2023)

»Bericht liber den Schiedsmann fir Duisdorf,
Lengsdorf und Medinghoven, Arno Mobers«.

Es sind die Falle, wie die Hecke wirft jede
Menge Laub, das Bellen des Nachbarhun-
des etc., die irgendwann an den Nerven
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der Nachbarn zehren. Meistens endet es
mit einer Diskussion am Nachbarzaun, die
dann oft eskaliert. Schiedsmann Arno Mo-
bers weil3, dass sich viele Konflikte durch
ein offenes Gesprach schnell aus der Welt
schaffen lassen. Nach der Devise »Bes-
ser schlichten als richten« bietet Mobers
seit acht Jahren seine Hilfe an und vermit-
telt zwischen den Streitenden. Durch seine
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ehemalige berufliche Tatigkeit bei der Bun-
despolizei kann er gut mit Menschen um-
gehen. »Ein Schiedsmann sollte Uber einen
gesunden Menschenverstand verfigen und
mediationsfahig sein, erklart der Duisdor-
fer Schiedsmann. Dabei gibt es nichts, was
es nicht gibt. Die Zusammenarbeit mit der
Stadtverwaltung funktioniere sehr gut. Oft
sind es Nachbarstreitigkeiten, die er zu 16sen
hat, z.B. Larm- und Geruchsbelastigungen
wie Kochgertche, haufiges Grillen oder zu-
gewachsene Grenzen. Manchmal schafft er
es, dass sich die Parteien einig sind, dennoch
kann eine Losung nicht immer umgesetzt
werden. Wie z.B. bei einem Baum, der ge-
fallt werden sollte, aber es scheiterte dann
letztendlich an der Genehmigung der Stadt.
In neuester Zeit gibt es auch Klagen uber
Luft-Warme-Pumpen in dicht besiedelten
Wohngebieten. Hier stort oft das Brummen.
Dabei hat auch schon die Wahl eines ande-
ren Standortes geholfen. Auch Beleidigun-
gen gehodren zu seiner Zustandigkeit. Zum
Abschluss erklart Mobers noch, welche Vor-
teile ein Schiedsverfahren gegentber einem
Gerichtsverfahren hat. Neben den Kosten ist
es auch die Tatsache, dass es keinen Gewin-
ner oder Verlierer gibt.

Schweriner Zeitung
(07.04.2023)

»Streit unter Nachbarn — Gerichte wieder
hdufiger gefragt«.

Larm ist laut einer Umfrage, der grofste Stor-
faktor zwischen Nachbarn. Gerade an den
Amtsgerichten in Mecklenburg-Vorpommern
gehen Menschen mit Nachbarschaftsstreitig-
keiten haufiger vor Gericht als in anderen
Bundeslandern. Ca. 163 Nachbarschaftsstrei-
tigkeiten wurden in 2022 vor Gericht ent-
schieden. Justizministerin Jacqueline Bern-
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hardt (Linke) sprach sich dafur aus, Konflikte
zwischen Nachbarn bereits frihzeitig mit
Gesprachen unter den Parteien zu beginnen.
Dabei spielt Kommunikation fur ein friedli-
ches und freundliches Miteinander eine gro-
e Rolle. Bei jedem Konflikt spielt die Bereit-
schaft fir einen Kompromiss die Hauptrolle.
Nachbarn sollten sich gegenseitig respektie-
ren und helfen. Die kommunalen Schieds-
stellen stehen hier mit ca. 120 Schlichtern
zur Verfugung. Dem Larm folgen oft Streitig-
keiten bei Gberhangenden Baumen und He-
cken, sowie Rucksichtslosigkeit beim Parken.

Mitteldeutsche Zeitung
(26.04.2023)

Unter dem Motto »Schlichten statt richten«
fand bei der JHV der BzVigg Halle eine Fort-
bildung statt.

Am 22.04.2023 fand die Jahreshauptver-
sammlung (JHV) der BzVgg Halle in Litt-
chendorf statt. Im Rahmen der JHV hielt
Richter am Landgericht Halle (Saale) Tho-
mas Puls einen Vortrag vor den anwesenden
Schiedspersonen zu dem Thema »Worauf
diese besonders achten sollen«. Ein Ver-
gleich vor einer Schiedsstelle wirkt wie ein
Urteil. Gleichzeitig konnten die anwesenden
Schiedspersonen Fragen rund um das Ehren-
amt stellen. So wurden Themen behandelt,
wie z.B. rund um die Kostentragungspflicht,
Vorgehen bei einer Vollstreckung, Ordnungs-
gelder, die ordnungsgemale Protokollierung
eines Vergleichs. Auch um die Besetzung des
Schiedsamtes mit mindestens zwei Perso-
nen wurde diskutiert. Vorsitzender der LVgg
Halle, Joachim Gulland, erklarte, dass ein
Stellvertreter seiner Meinung nach sinnvoll
erscheint. Die Bezirksvorsitzende der BzVgg
Halle, Petra Urban, hob die bei zwei mit der
Sache befassten Schiedspersonen immer be-
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stehende Maoglichkeit hervor, sich in beson-
ders schwierigen Fallen auszutauschen. Sie
erinnert sich zurlick, dass es in 2007, als sie
Schiedsfrau wurde, wie »ein Sprung ins kal-
te Wasser« war. Wichtig ist fur sie, bei einer
Verhandlung beide Seiten und Meinungen
genau zu betrachten und in erster Linie auf
einen Vergleich abzuzielen. Aus der Praxis be-
richtet, hat sie meistens mit Nachbarschafts-

Lukas Andel

streitereien zu tun. Sie macht deutlich, dass
die Schiedsstelle immer die erste Anlaufstelle
sein sollte. Immerhin konnte sie von den zehn
Fallen aus dem letzten Jahr sieben Falle mit
einem Vergleich abschlieffen. Weiter wird in
dem Bericht noch auf die Voraussetzungen
eingegangen, die man mitbringen muss, um
Schiedsmann oder Schiedsfrau zu werden.

Der starke und der
dumme August

Im Freistaat Sachsen, der die Schlichtung von
grofRem Streit nicht Schiedsleuten, sondern
wahrhaften Friedensrichtern anvertraut, gab
es am 16. Mai ein Urteil des Landgerichts,
das in der Tagesschau, weit vor der Kriegs-
berichterstattung, die ersten finf Minuten
fullte.

Monatelang hatte das Landgericht Dresden
sich gemuht, das ungeheuer dreiste Vorge-
hen einer sechskdpfigen Familien-Bande aus
Berlin strafrechtlich zu wirdigen. Im Novem-
ber 2019 war es ihr gelungen, in das Juwelen-
zimmer des »Griinen Gewolbes«, die weltbe-
rihmte Schatzkammer des Residenzschlosses,
vorzudringen, eine Vitrine zu zertrimmern,
etwa 4.300 Diamanten und Edelsteine mitge-
hen zu lassen. Schatzwert 116 Mio. €.

Dafiir hatte jede rechtschaffene Oma lebens-
lang stricken mussen. Kurflrst August den
Starken, den die Blrger am Elbufer gegen-
Uber vergoldet auf ein Pferd gesetzt haben,
juckt der Raub nicht mehr. Die Edelklunker
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gehoren jedem Sachsen, fir 14 € Eintritt
pro Nase und Tag. Nu, die einen hatten sich
nie sattsehen konnen und hungerten nun.
Die anderen hatten weder historisches und
kulturelles Interesse, sondern nur Gerechtig-
keitssinn: Sie wollten ein strenges Urteil. Je-
der war jetzt August der Dumme.

Nur die notorischen Norgler pfiffen auf die-
sen Titel der Unehre. Der eine oder andere
bewunderte staatsfeindlich den Wagemut
der hergelaufenen Burschen. Mancher war
versohnlicher und gar begeistert, als ein Deal
dabei herauskam.

Das Landgericht orientierte sich am Rechts-
frieden oder Friedensrecht und schloss einen
soliden Vergleich. Denn hinter verschlosse-
nen Tlren hatten die Rauber eingeraumt,
dass ihre Beute ein wenig dezimiert, rampo-
niert und schon wegen des Medienrummels
schwer verkauflich sei. Kurz: Ein grofSer Teil
der Sore wurde wieder rausgertckt. Anklage,
Verteidigung und das hohe Gericht erkann-
ten »tatige Reue«. Das Strafmals war milde.
Die vom Gewissen Gebissenen schwiegen er-
leichtert.

SchAZtg 7 - 2023



Impressum

Redaktion

Redaktionsleitung  Bundesvorsitzende Monika ~Gantefohr,
RIAG Christoph Hommel, /o Wolters Kluwer Deutschland,
Wolters-Kluwer-StraRe 1, 50354 Hurth, Telefax (02389)
9276770, E-Mail: chr.hommel@outlook.de

Einsendung von Manuskripten

und Entscheidungen

Einsendungen, die sich auf den redaktionellen Inhalt der Zeit-
schrift beziehen, werden an die Redaktionsanschrift erbeten.
Manuskripten und Entscheidungen, die unaufgefordert ein-
gereicht werden, ist Riickporto beizufiigen, wenn sie fir den
Fall der Nichtannahme zuriickerwartet werden. Es wird keine
Haftung fur die Manuskripte (ibernommen.

Beitrage werden nur zur Alleinveroffentlichung angenommen.
Mit der Annahme erwirbt der Verlag vom Verfasser alle Rech-
te zur Veroffentlichung. Eingeschlossen sind insbesondere die
Rechte zum elektronischen Publizieren der Beitrdge in Daten-
banken (online oder offline) oder Dokumentationssystemen
ahnlicher Art und die Rechte, Beitrdge zu gewerblichen Zwe-
cken im Wege fotomechanischer oder anderer Verfahren zu
vervielfaltigen.

Verlag

Wolters Kluwer Deutschland, Carl Heymanns Verlag, Wolters-
Kluwer-StraBe 1, 50354 Hurth, Telefon (02233) 3760-6000,
http:/Awww.carl-heymanns.de, Kundenservice: Telefon (02631)
801-2222, E-Mail: info-wkd@wolterskluwer.com.

Nachdruck und Vervielfiltigung
Nachdrucke, auch auszugsweise, sowie fotomechanische Ver-
vielfaltigungen, auch von Teilen dieses Heftes, gleichgliltig in
welcher Anzahl, auch flr innerbetrieblichen Gebrauch, sind
nicht gestattet. Hiervon ausgenommen sind Vervielfaltigungen
gem. § 53 Abs. 4 b) UrhG.

Die vorbehaltenen Urheber- und Verlagsrechte erstrecken sich
auch auf die veroffentlichten Gerichtsentscheidungen und ihre
Leitsatze; sie sind vom Einsender oder von der Schriftleitung be-
arbeitet oder redigiert. Der Rechtsschutz gilt auch gegentber
Datenbanken oder &hnlichen Einrichtungen. Sie bedurfen zur
Auswertung ausdriicklicher Einwilligung des Verlages.

Bezugsbedingungen

Die Zeitschrift erscheint zwolfmal im Jahr, Jahrespreis 59,00 €
einschlieSlich Versandkosten. Einzelheft 6,00 € zuziiglich Ver-
sandkosten. Vorzugspreis fiir ordentliche Mitglieder des Bundes
Deutscher Schiedsmanner und Schiedsfrauen eV. — BDS —, Bo-
chum, jahrlich 42,00 € einschlieRlich Versandkosten. Gewahrung
des Vorzugspreises an Gemeinden, die selbst ein Exemplar be-
ziehen wollen, nur bei zusatzlicher férdernder Mitgliedschaft der
Gemeinde. Preise inkl. MwsSt. Aufkiindigung des Bezuges nur
schriftlich bis 1.10. zum Jahresablauf.

Satz
Newgen Knowledge Works (P) Ltd., Chennai

Druckerei
KRM Druk Miller Sp.K., Warszawa, Polen

Bildnachweis Titelbild: © Adobe Stock 2023

ISSN 0945-7097




Profundes Fachwissen

‘ur Verwaltungsrechtler

Mit dem Modul Verwaltungsrecht auf dem neuesten Stand:

+ Passgenaue Zusammenstellung fiir Verwaltungsrechtler in Kanzleien und
offentlichen Verwaltungen sowie Behdrden

Wolters Kluwer MODUL

+ Mit den News Staats- und Verwaltungsrecht wochentlich das Wichtigste aus
Rechtsprechung, Fachpresse und Gesetzgebung per Email-Newsletter

+ Mit zahlreichen Titeln inkl. der Zeitschriften ,,DVBL - Deutsches Verwaltungs- Verwa ltU ngs—
blatt” und ,,Die POLIZEI“, jeweils mit Online-Archiv
recht

Jetzt abonnieren
€ 49,— mtl. im Jahresabo zzgl. MwSt

Profitieren Sie von den Vorteilen eines Abonnements: stets aktuelle
Inhalte und komfortable Tools, die Ihre Recherche erleichtern.

Mit Wolters Kluwer Recherche haben Sie auRerdem Zugriff auf unsere
kostenlose Rechtsprechungs- und Gesetzesdatenbank.

NEU LawTracker®, der smarte Assistent fiir Juristen, der die Recherche in
juristischen Datenbanken und Ubersetzungen mit DeepL direkt im Acrobat®
Reader ermoglicht.

Auch im Buchhandel erhaltlich Modul jetzt 30 Tage gratis testen:

@ Wolters Kuveer



	Umschlag
	Editorial/Inhalt (145)
	Aufsätze (146-152)
	Paulisch, Der Kauf im Internet und Versand der Ware (146-148)
	Bach, Um die Ecke gedacht – Oder: Wie ich bekannten 
Schlichtungsverfahren ein erfolgreiches Werkzeug 
hinzufüge (149-152)
	Ganteföhr, BDS-Ehrenvorstandsmitglied Günther Klammt 
wird 90 Jahre alt (152)

	Anfragen an die Redaktion (153-162)
	BDS-Nachrichten (162-168)
	Impressum (U3)

